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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


betr. Durchgangsverkehr zwischen der Bundesrepubiik Deutschland und 
Berlin (West) 

hier: Verplombung von Leerfahrzeugen 


Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 11. Februar 
1975 - III B 2 - Iz 1220 - 15/75. 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung in seiner 187. 
Sitzung (6. Wahlperiode) am 17. Mai 1972 in einer Entschlie- 
ßung zum Gesetz über die Verplombung im Durchgangsverkehr 
von zivilen Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) aufgefordert, 

1. dem Deutschen Bundestag nach einer angemessenen Frist 
über Erfahrungen mit der Verplombung von Leerfahrzeugen 
zu berichten und 

2. eine erneute Überprüfung einer Freistellung der Leerfahr- 
zeuge vom Verplombungszwang für den Fall vorzunehmen, 
daß die gesammelten Erfahrungen dies nahelegen. 

Namens der Bundesregierung erstatte ich dazu folgenden Bericht: 

1. Nach den bisherigen Erfahrungen hat die Verplombung 
von Leerfahrzeugen weder für die Zollverwaltung noch für 
die Transportunternehmen zu nennenswerten Erschwer- 
nissen geführt. 

1.1 Nach § 7 des Verplombungsgesetzes (BGBl. 1972 I S. 985*, 
VplG) sollte die Verplombungspflicht für die in § 1 VplG 
genannten Gütertransportmittel am 1. Juli 1973 beginnen. 
Wegen der großen Zahl der umzurüstenden Transport- 
mittel wurden bis zum 31. Dezember 1973 im Verwaltungs- 
wege noch Ausnahmen zugelassen. Seit dem 1. Januar 
1974 sind im Berlin-Verkehr im Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehr eingesetzte Gütertransportmittel auch bei 
Leerfahrten grundsätzlich zu verplomben. 

1.2 Von diesem Grundsatz bestehen folgende Ausnahmen: 

a) Leere Transportmittel sind dann nicht zu verplomben, 
wenn sie offen fahren (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 VplG). Diese 
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Voraussetzung liegt z. B, vor, wenn bei Straßenfahr- 
zeugen die Plane an der Seite aufgerollt ist oder bei 
Binnenschiffen über jedem Laderaum das Deck wenig- 
stens teilweise geöffnet ist. 

b) Im Verwaltungswege ist gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 VplG 
außerdem zugelassen worden, daß bei leeren Trans- 
portmitteln das Anlegen von Verschlüssen an den Stel- 
len unterbleiben kann, an denen es zur Sicherung des 
reibungslosen Durchgangsverkehrs nicht erforderlich 
ist (z. B. an Ventilen und Rohrleitungen von Tankfahr- 
zeugen). 

Von der Ausnahmemöglichkeit nach a) wird im Binnen- 
schiffsverkehr häufig, im Straßenverkehr dagegen selten 
Gebrauch gemacht. Der Grund dafür dürfte darin liegen, 
daß die Verplombung im Binnenschiffsverkehr in der 
Regel mehr Zeit in Anspruch nimmt als im Straßenverkehr 
und im Binnenschiffsverkehr darüber hinaus das Offen- 
fahren in bestimmten Fällen aus ladetechnischen Grün- 
den (z. B. Austrocknen der Laderäume) erforderlich ist. 

1.3 Die Verplombung der Leerfahrzeuge verursacht weder 
einen nennenswerten zusätzlichen Personalaufwand bei 
den Grenzkontrollstellen noch wesentliche Zeitverzöge- 
rungen für die Transportunternehmen bei der Abfertigung. 
Die Leerverplombung spielt im Verkehr von der Bundes- 
republik nach Berlin (West) keine wesentliche Rolle, weil 
im Binnenschiffsverkehr fast keine Schiffe und im Straßen- 
verkehr nur ca. 2 v. H. der Gütertransportmittel leer nach 
Berlin (West) fahren. Dagegen sind im Durchgangsverkehr 
von Berlin in die Bundesrepublik 60,2 v. H. der Binnen- 
schiffe und 30 V, H. der Straßengütertransportmittel leer. 

1.3.1 Im Binnenschiffsverkehr wäre durch einen völligen Weg- 
fall der Verplombung von Leerfahrzeugen der Bundeszoll- 
verwaltung kein Personal einzusparen. Die von Berlin 
(West) ausgehenden Binnenschiffe können bei der Grenz- 
kontrollstelle Berlin-Kladow nicht anlegen. Da zunächst 
nicht erkennbar ist, ob und in welchem Umfang das Schiff 
beladen ist, müssen Abfertigungsbeamte auf jeden Fall 
zur Überprüfung mit einem Zollboot zu dem Schiff fahren. 
Der durch die Verplombung entstehende Zeitverlust (etwa 
15 Minuten) dürfte, verglichen mit der Gesamtfahrzeit 
eines Binnenschiffes, kaum ins Gewicht fallen. 

Die Abfertigung durch die DDR-Kontrollorgane dauert 
gegenwärtig etwa 10 bis 15 Minuten je Grenzübergangs- 
stelle. Die Kontrolle der angelegten (durchschnittlich zehn 
bis zwölf) Verschlüsse durch die DDR-Organe dauert nach 
den Angaben der Schiffsführer etwas länger als die Über- 
prüfung von unverplombten Binnenschiffen. Viele Schiffs- 
führer sehen deshalb in der Verplombung leerer Schiffe 
derzeit keine für sie erkennbaren Vorteile, 

1.3.2 Im Straßenverkehr wäre - bei einem Wegfall der Ver- 
plombung leerer Fahrzeuge - in der Bundeszollverwal- 
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tung eine Personaleinsparung (etwa acht Beamte) bei der 
Grenzkontrollstelle Berlin-Dreilinden möglich. Wesent- 
liche Zeitverluste entstehen durch die Verplombung nicht, 
weil das Anlegen der Plomben nicht länger als etwa fünf 
Minuten dauert. 

Die flüchtige Kontrolle der leeren Laderäume unverplomb- 
ter Transportmittel durch die DDR-Kontrollorgane nimmt 
etwa die gleiche Zeit wie die Kontrolle auf Verschluß- 
sicherheit und ordnungsgemäßen Verschluß der verplomb- 
ten leeren Transportmittel in Anspruch. 

2. Die Verplombung der Leerfahrzeuge bringt sonach sowohl 
für die Verwaltung als auch für die Transportunternehmer 
keine wesentlichen Erschwerungen mit sich; bei der gegen- 
wärtigen Verfahrensweise der DDR-Kontrollorgane bringt 
sie den Unternehmern auch keine greifbaren Vorteile. 

Die im Ganzen positiven Erfahrungen der Zollverwaltung 
mit der Verplombungspflicht werden auch von den befrag- 
ten Spitzenverbänden ^ mit der Ausnahme der Industrie- 
und Handelskammer Berlin, die die Verplombung leerer 
Gütertransportmittel nach wie vor aus grundsätzlichen 
Erwägungen ablehnt - bestätigt. 

Die Bundesregierung sieht aufgrund der bisherigen Erfah- 
rungen keinen Anlaß, dem Deutschen Bundestag eine 
Änderung des Verplombungsgesetzes mit dem Ziel einer 
generellen Freistellung leerer Gütertransportmittel vom 
Verplombungszwang vorzuschlagen. 
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